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Kommentar Abgabenlast

D er vergangene Dienstag war für den deutschen Steuer-
zahler ein besonderes Datum. Erst von diesem Tag an, 
exakt ab 14.44 Uhr, arbeitet er in diesem Jahr rechnerisch 

für das eigene Portemonnaie – und nicht mehr allein für Staat 
und Sozialkassen. Das hat der Steuerzahlerbund vorgerechnet. 
Nach seiner Rechnung fließen derzeit von jedem verdienten 
Euro 52,9 Prozent in staatliche oder quasistaatliche Kanäle. 
 Damit nicht genug. Im kommenden Jahr wird sich der „Steuer-
zahlergedenktag“ weiter nach hinten schieben. Da der Beitrag 
zur gesetzlichen Pflegeversicherung um 0,2 Punkte steigt und 
viele Krankenkassen ihre Zusatzbeiträge erhöhen dürften, 
droht die Abgabenlast erstmals seit 2012 wieder über die 
40-Prozent-Schwelle zu rutschen. Und die alljährlich von der 
Politik stoisch durchgewinkte Erhöhung der Beitragsbemes-
sungsgrenze kommt noch obendrauf. 
Das ist, mit Verlaub, eine politische Frechheit. Wie kann es sein, 
dass trotz einer seit Jahren stabilen Konjunktur die Lasten der 
Unternehmen und Arbeitnehmer steigen? Allem Gejammer 
zum Trotz schwimmt der Staat in Geld. Die Steuereinnahmen 
werden 2016 einen historischen Rekord erreichen. Auch die 
Kasse der Bundesagentur für Arbeit ist prall gefüllt, allein im 
vergangenen Jahr gab es einen Überschuss von 3,5 Milliarden 
Euro. Doch anstatt Bürger und Betriebe zu entlasten, weitet die 
Politik lieber die Leistungen aus – nach Berechnungen der Ar-
beitgeber im Umfang von 87 Milliarden Euro im Zeitraum 2014 
bis 2019. 
Jede Beitragserhöhung erhöht die Lohnnebenkosten der Unter-
nehmen und schwächt die Kaufkraft der Arbeitnehmer. Beides 
ist wachstumshemmend und erschwert die Schaffung neuer 
Jobs. Für die Erhöhung des Pflegebeitrags mag es nachvollzieh-
bare Gründe wie bessere Leistungen für Demenzkranke geben. 
Unverständlich ist jedoch, warum zur Kompensation nicht der 
Beitrag zur Arbeitslosenversicherung gesenkt wird. 
Wir sollten uns nicht einreden lassen, steigende Sozialabgaben 
seien alternativlos. Sie sind eine bewusste Entscheidung der Po-
litik – mit negativen Folgen für die Volkswirtschaft. 

Ökonomen sehen 
 „moderates 
 Wachstumstempo“

D er Aufschwung in 
Deutschland bleibt vor-
erst stabil. Der Earlybird-

Frühindikator, den die Com-
merzbank exklusiv für die Wirt-
schaftsWoche ermittelt, kletter-
te im Juni nach zuvor zwei Rück-
gängen in Folge auf 0,3 Zähler 
(siehe Grafik). Der Indikator hat 
einen Vorlauf gegenüber der Re-
alwirtschaft von sechs bis neun 
Monaten. Er erfasst den Außen-
wert des Euro, die kurzfristigen 
Realzinsen sowie (als Messgröße 
für die Lage der Weltwirtschaft) 
einen Welteinkaufsmanagerin-
dex, in den die Einkaufsmanage-
rindizes Chinas, der USA und 
des Euro-Raums ohne Deutsch-
land eingehen. 
Grund für den Anstieg war vor 
allem die wirtschaftliche Bele-
bung in den USA. Positiv wirkte 
auch der etwas schwächere Eu-
ro-Kurs. Der reale Außenwert 
lag im Juni zwar 1,5 Prozent hö-
her als ein Jahr zuvor; vor zwei 
Monaten hatte das Plus aber 
noch bei 3,5 Prozent gelegen. 
Gleichwohl warnen die ifo-
Ökonomen vor allzu großem 

Optimismus. „Angesichts der 
zuletzt starken Ausschläge des 
Indikators sollte man bei der 
Bewertung der aktuellen Lage 
besser eine etwas längere Per-
spektive einnehmen“, schrei-
ben sie in ihrer Analyse für die 
WirtschaftsWoche. Noch deute 
„der Earlybird eher auf ein mo-
derates Wachstumstempo“ hin. 
Zumal sich die Folgen des Bre-
xits wohl erst in den kommen-
den Monaten in dem Indikator 
niederschlagen werden.

bert.losse@wiwo.de

: Der Earlybird-Frühindi-
kator legt zu – vor allem 
dank guter Wirtschafts -
daten aus den USA.

Wie uns der 
Staat in die 
Tasche greift
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Ein ökonomisches  
Plädoyer gegen den 
 Akademisierungswahn 

Denkfabrik Hilmar Schneider

K ennen Sie Jacob Mincer? 
Der Mann gilt als Be-
gründer der Arbeits-

marktökonomie und war einer 
der ersten Ökonomen, die die 
starke Bedeutung von Bildung 
für den individuellen Erfolg auf 
dem Arbeitsmarkt empirisch 
belegen konnten. Das liegt 
sechs Jahrzehnte zurück, doch 
die sogenannten Mincer-Glei-
chungen gehören heute zum 
Standardrepertoire jeder Ein-
führung in die Arbeitsmarkt-
ökonomie. Sie besagen, dass das 
Lebenseinkommen umso hö-
her ausfällt, je mehr Zeit je-
mand am Beginn der Erwerbs-
karriere in Bildung investiert. 
Obwohl in dem zugrunde lie-
genden Modell kein Unter-
schied zwischen akademischer 
Bildung und anderen Formen 
der beruflichen Bildung ge-
macht wird, hat sich in der Bil-
dungspolitik die Vorstellung 
durchgesetzt, dass es vor allem 
auf akademische Bildung an-
komme. Nicht zuletzt angetrie-
ben von der OECD, haben viele 
Länder seit den Neunzigerjah-
ren erhebliche Anstrengungen 
unternommen, ihre Akademi-
kerquote zu erhöhen. 
Im OECD-Durchschnitt erwer-
ben heute mehr als 40 Prozent 
eines Altersjahrgangs einen 
akademischen Abschluss. In 
Deutschland sind es noch deut-
lich weniger, die Abschlussquo-
te lag vor 20 Jahren bei 20 Pro-
zent, heute sind es 28 Prozent. 

Doch die Zahl der Hochschulen 
hat sich in den vergangenen 20 
Jahren um ein Drittel erhöht. In 
den letzten zehn Jahren hat 
sich die Anzahl der Studiengän-
ge fast verdoppelt. Es gibt aktu-
ell rund 18 000 Studienmög-
lichkeiten an deutschen Hoch-
schulen, davon jeweils gut 8000 
Bachelor- und Masterstudien-
gänge. 
Ein Blick auf die Liste der Stu-
diengänge gibt allerdings zu 
denken. Darin finden sich 
 illustre Bachelorabschlüsse in 
Alternativem Tourismus, An -
gewandten Kindheitswissen-

: Die steigende Zahl von 
Studiengängen führt nicht 
zu besseren Jobchancen. 
Nötig ist ein stärker nach-
frageorientiertes System 
der beruflichen Bildung.

schen Ausbildung bessere Ein-
kommensaussichten verspricht 
als von der dualen Ausbildung. 
Befürworter der Akademisie-
rung übersehen, dass die Ex-
pansion und zunehmende Spe-
zialisierung der akademischen 
Ausbildung weitgehend ange-
botsgetrieben sind. Die duale 
Ausbildung ist dagegen nach-
fragegetrieben. Dieser Unter-
schied zieht erhebliche Konse-
quenzen nach sich. 
 Insbesondere im Bereich der 
Industriefacharbeiter sind Aus-
bildungsplätze für die Betriebe 
eine kostenträchtige Investiti-

enormer Bedeutung für einen 
hoch regulierten Arbeitsmarkt 
wie in Deutschland. Ohne die-
ses Instrument hätten wir in 
Deutschland wahrscheinlich 
mit einer ähnlich hohen Ju-
gendarbeitslosigkeit zu kämp-
fen wie Länder mit vergleich-
barer Regulierungsdichte. 
 In einem akademisierten Bil-
dungssystem fehlen Marktsig-
nale weitgehend. Für die Zerti-
fizierung eines neuen Studien-
gangs wird lediglich geschaut, 
ob das Curriculum mit den Aus-
bildungszielen in Einklang 
steht. Ob es für den Abschluss 
eine Nachfrage am Arbeits-
markt gibt, ist für den Zertifi-
zierungsprozess unerheblich. 
Deswegen entsteht seit Einfüh-
rung des Bologna-Prozesses ein 
exotischer Bachelorstudien-
gang nach dem anderen – an 
deren Ende nicht selten die 
 Arbeitslosigkeit steht. 
Nötig sind Lösungen, die das 
angebotsgetriebene System in 
ein nachfragegetriebenes ver-
wandeln. Mein Vorschlag: Es 
müsste nach Hochschule und 
Studiengang offen zugänglich 
gemacht werden, was aus den 
Absolventen später geworden 
ist. Auf diese Weise entsteht 
Markttransparenz: Studienin-
teressenten könnten die Ergeb-
nisse bei ihrer Ausbildungsent-
scheidung berücksichtigen. Da-
durch würde ein Marktkorrek-
tiv geschaffen, das einen heilsa-
men Qualitätswettbewerb der 
Hochschulen in Gang setzt und 
junge Menschen vor Fehlent-
scheidungen bewahren kann. 

schaften oder Baustellenma -
nagement. Es darf bezweifelt 
werden, dass eine derartige Ho-
rizontverengung den Einstieg 
ins Berufsleben erleichtert. 
Leidtragende dieser Entwick-
lung sind nicht nur junge Men-
schen, die orientierungslose 
Schleifen drehen, sondern auch 
das traditionelle duale Ausbil-
dungssystem. Als seien die 
rückläufigen Jahrgangsstärken 
nicht Herausforderung genug, 
finden Ausbildungsbetriebe 
auch deshalb immer weniger 
geeignete Bewerber, weil sich 
ein wachsender Anteil junger 
Menschen von einer akademi-

Hilmar Schneider, 59, ist seit März 2016 Vorsitzender der Geschäftsfüh-
rung beim Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) in Bonn. Zuvor war er 
Direktor des Institute of Socio-Economic Research in Luxemburg.

on. Die Firmen werden also nur 
aktiv, wenn sich diese Investiti-
on langfristig für sie auszahlt. 
Folglich geht von der Bereit-
stellung eines Ausbildungsplat-
zes ein verlässliches Marktsig-
nal aus. Das duale Ausbildungs-
system produziert relativ pass-
genau den im Markt benötigten 
Qualifikationsbedarf und redu-
ziert für Firmen relativ zuver-
lässig die Einstellungsrisiken 
von Bewerbern am Beginn ih-
res Erwerbslebens. Das ist von 

“
„ 

 Ob es für den Abschluss eine Nach-
frage am Arbeitsmarkt gibt, ist für 
den Zertifizierungsprozess neuer 
Studiengänge leider unerheblich
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Bruttoinlandsprodukt und 
Earlybird-Konjunkturbarometer

Wieder aufwärts

1 zum Vorquartal (Prozent); 2 gewichtete 
Summe aus kurzfristigem Realzins, effekti-
vem realem Euro-Außenwert und Einkaufs-
managerindizes; Quelle: Commerzbank
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